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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 35 Minuten 

V o r  s i t z e n  d e r: Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e  t. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Hauser, Frau Dr. Johanna Bayer und Jung­
wirth. 

Die seit der letzten Haussitzung eingelangte 
Anfragebeantwortung wurde dem Anfrage­
steller übermittelt. Diese Anfragebeantwor­
tung wurde auch vervielfältigt und an alle 
Abgeordneten verteilt. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Im Einvernehmen mit den Par­
teien schlage ich gemäß § 43 Abs. 5 der Ge­
schäftsordnung vor, hinsichtlich aller auf der 
heutigen Tagesordnung stehenden Punkte von 
der 24stündigen Auflagefrist der Ausschuß­
berichte Abstand zu nehmen. 

Ich lasse hierüber abstimmen. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die dem Vorschlag auf 
Abstandnahme von der 24stündigen Auflage­
frist der gegenständlichen sieben Ausschuß­
berichte ihre Zustimmung erteilen. sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die erfor­
derliche Zweidrittelmehrheit. Angenommen. 

Ferner ist mir der Vorschlag zugekommen, 
die Debatte über alle sieben auf der heutigen 
Tagesordnung stehenden Punkte unter einem 
abzuführen. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben, sodann wird die Debatte über 
alle sieben Punkte gemeinsam abgeführt. Die 
Abstimmungen erfolgen selbstverständlich wie 
immer in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diese Zusammenfassung der auf 
der Tagesordnung stehenden sieben Punkte 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

1. Punkt: Berlrot des Verfassungsausscbusses 
über den Antrag 15/A (11-177 der Beilagen) der 
Abgeordneten Erich Bofstetter. Dr. Mussil und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Preisregelungsgesetz 1957 geändert 

wird (124 der Beilagen} 

2. Punkt: Beridll des Justizausscbusses über 
den Antrag 14/A (11-176 der Beilagen) der 
Abgeordneten Dr. Mussil. Erich Boistetter und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Preistreibereigesetz 1959 geändert 

wird (125 der Beilagen) 

3. Punkt: Zweiter Bericht des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtsdlaft über die Regie­
rungsvorlage (81 der Beilagen): Bundesgesetz. 
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967 ge­
ändert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 

1971) (126 der Beilagen) 

4. Punkt: Zweiter Bericht des Ausschusses iür 
Land- und Forstwirtscbaft über die Regie­
rungsvorlage (82 der Beilagen): Bundesgesetz. 
mit dem das Landwirtschaftsgesetz geändert 

wird (127 der Beilagen) 

5. Punkt: Zweiter Bericht des Ausscbusses für 
Land- und Forstwirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (83 der Beilagen) : Bundesgesetz. 
mit dem das Lebensmittelbewil'tsc11aftungs­
gesetz 1952 geändert wird (128 der Beilagen) 

6. Punkt: Zweiter Bericht des Handelsaus­
schusses über die Regierungsvorlage (43 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Roh­
stofflenkungsgesetz 1951 geändert wird (Roh­
stofflenkungsgesetznovelle 1971) (129 der Bei-

lagen) 

7. Punkt: Zweiter Berirot des Ausschusses für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (28 der Beilagen): Bundes­
gesetz. mit dem die Geltungsdauer des Last­
verteilungsgesetzes 1952 neuerl1ro verlängert 

wird (130 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 bis ein­
schließlich 7, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird. 

Es sind dies: 

1. Änderung des Preisregelungsgesetzes 
1957, 

2. Änderung des Preistreibereigesetzes 
1959, 

3. Marktordnungsgesetz-Novelle 1971, 

4. Änderung des Landwirtschaftsgesetzes, 

5. Änderung des Lebensmittelbewirtschaf­
tungsgesetzes 1952, 

6. Rohstofflenkungsgesetznovelle 1971, 

7. Neuerliche Verlängerung der Geltungs­
dauer des Lastverteilungsgesetzes 1952. 

Berichterstatter über Punkt 1 ist der Herr 
Abgeordnete Mondl. Ich ersuche ihn um sei­
nen Bericht. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident I 
Hohes Hausl Meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl Im Auf.trage des Verfassungsaus-
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Mondl 
schusses habe ich über den Antrag der Abge­
ordneten Erich Hof,stetter, Dr. Mussil und Ge­
nossen betreffend ein Bundes-gesetz, mit dem 
das Preisregelungsgesetz 1957 geändert wird 
(15 A), zu berichten. 

Initiativantrag sieht die Verlängerung der 
Geltungs'dauer des Gesetzes bis zum 31. De­
zember 1972 vor. 

Der Justizaussmuß hat den er,wähnten Ini-
tiativantrag in seiner Sitzung am 21. Dezem-

Durch den vorliegenden Initiativantrag soll ber 1971 der Vorberatung unterzogen. Nach 
vor allem die Geltungsdauer des Preisrege- einer Debatte, an der sich außer dem Bericht­
lungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 151 in der gel- erstatter die Abgeordneten Dr. Marga Hubi­
tenden Fassung, die derzeit am 31. Dezember nek und Skritek sowie der Bundesminister für 
1971 endet, bis_31. Dezember 1972 verlängert Justiz Dr. Broda un'd der Ausschußobmann Ab­
werden. geordneter Zeillinger beteiligten, wurde der 

Die Aufrechterhaltung der amtlichen Preis- Gesetzentwurf in der dem Bericht des Justiz­

regelung für die wichtigsten Lebensmittel, ausschusses beigedruckten Fassung einstim­

Rohstoffe, Industrieprodukte und gewerblichen mig angenommen. 

Produkte stellt eine wesentliche Vorausset-
zung für die Bemühungen um ein möglichst 
stabiles Preisniveau dar. Diesem Umstand soll 
durch die Verlängerung der Geltungsdauer des 
Preisregelungsgesetzes 1957 Rechnung getra­
gen werden. Weiters sollen die Bestimmungen 
des § 3 a neu gefaßt werden. 

Artikel I des Entwurfes enthält eine Ver-
fassungsbestimmung, durch die die Bundes­
kompetenz hinsichtlich der im Preisregelungs­
gesetz vorgesehenen Maßnahmen sicher­
gestellt wird. 

Der Verfassungsausschuß hat den Initiativ­
antrag am 21. Dezember 1971 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen der Abge­
ordneten Dr. Ermacora, Dr. Mussil, Dr. Scrinzi, 
Gratz, Dr. Fleischmann und Dr. Heinz Fischer 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus die 
Annahme dieses Gesetzentwurfes zu empfeh­
len. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t r a 9, der Nationalrat woUe dem dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin beauftragt, für den Fall, daß Wort­
meldungen vorliegen, General- und Spezial­
debatte unter einem zu beantragen. 

Präsident: Ich ersuche den Herrn Abgeord­
neten Stögner, den Bericht über Punkt 3 zu 
erstatten. 

Berichterstatter Stögner: Herr Präsident ! 
Hohes Haus! Im Namen des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft berichte ich über 
die Regierungsvorlage (81 der Beilagen): Bun­
desgesetz, mit dem das 

-
MaI1IDtordnunglsgesetz 

1967 'geändert wird (Marktordnungsgesetz­
Novelle 1971). 

In der 14. Sitzung des Nationalrates vom 
15. Dezember 1971, in welcher der Bericht des 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den Aussdllisses für -Land- und Forstwirtschaft 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem (104 der Beilagen) über die obgenannte Regie­
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent- rungsvorlage auf der Tagesordnung stand, 
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er- wurde auf Antrag der Abgeordneten Gratz 
teilen. und Genossen mehrstimmig Ibeschlossen, die 

Falls Wortmeldungen vorliegen, wurde ich Vorlage gemäß § 45 Abs. 6 des Geschäfts­

ermächtigt, zu beantragen, General- und Spe- ordnungsgesetzes an den Ausschuß rückzu-

zialdebatte unter einem durdtzuführen. verweisen. 

Präsident: Berichterstatter über Punkt 2 ist 
die Frau Abgeordnete Hanna Hager. Ich er­
suche sie um ihren Bericht. 

BerichterstaUerin Hanna Hager: Herr Präsi­
dent! HOlhes Haus! Ich berichte im Auftrage 
des Justizausschusses über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Mussil, Erich Hofstetter lind 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Preistreiberei gesetz 1959 geändert 
wird. 

Die Abgeor'dneten Dr. Mussil, Erich Hof­
steUer und Genossen haben in der Sitzung 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat sich in seiner Sitzung am 21. Dezember 
1971 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs neuerlich mit dieser Vorlage befaßt. 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (81 der Beilagen) mit den dem Aus­
sdlUßbericht angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

des Nationalrates am 20. Dezem'ber 1971 den Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
obgenannten Initiativantra'g, der dem Justiz- beauftragt, zu beantragen, General- und Spe­
ausschuß zugewiesen wurde, eingebracht. Der zialdebatte in einem abzuführen. 
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Präsident: Berichterstatter über Punkt 4 ist 
der Herr Abgeordnete Robak. Icb ersudl.e ihn 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Robak: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich bringe den Zweiten Bericht 
des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 
über die Regierungsvor,lage (82 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschafts­
gesetz geändert wird. 

In der 1 4. Sitzung des Nationalrates vom 
1 5, Dezember 1 97 1 ,  in welcher der Berimt des 
Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 
{lOS der BeHagen) über die o'bgenannte Re­
gierungsvorlage auf der Tagesordnung stand, 
wurde auf Antra'g der Abgeordneten Grat,z 
und Genossen mehrstimmig beschlossen, die 
Vorlage gemäß § 45 Abs. 6 der Geschäftsord­
nung an den Ausschuß rückzuverweisen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat sich in seiner Sitzung am 2 1 .  Dezember 
1 97 1  in Anwesenheit des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Doktor 
Oskar Weihs neuerlich mit dieser Vorlage 
befaßt und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des gegenständ­
lichen Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
der Aussdtuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (82 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich namens des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft, General- und Spezial debatte 
in einem abzuführen. 

Präsident: Ich ersuche den Berichterstatter 
über Punkt 5, Herrn Abgeordneten Kurt 
Maier, um seinen Bericht. 

Berimterstatter Maier: Herr Präsidentl 
Hohes Hausl Im Namen des Ausschusses für 
Land- und ForstwirtscnaH beriChte im über 
die Regierungsvorlage (83 der Beilagen): Bun­
desgesetz, mit dem das Le'bensmittelbewirt­
sChaftungsgesetz 1 952 geändert wird. 

In der 1 4. Sitzung des Nationalrates vom 
1 5, Dezember 1 97 1 ,  in welcher der Berkht des 
AussdlUsses für Land- und ForstwiJ'ltsch,aft 
( 1 06 der Beilagen) über die abgenannte Regie­
rungsvorlage auf der Tagesordnung stand, 
wurde auf Antrag der Abgeordneten Gratz 
und Genossen mehrstimmig beschlossen, die 
Vorlage gemäß § 45 Abs. 6 des Geschäftsord­
nungsgesetzes an den Ausschuß rückzuverwei­
sen, 

1971 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs neuerlich mit der Vorlage befaßt und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Annahme des gegenständlichen Gesetz­
entwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (83 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident I Falls Wortmeldungen vor­
liegen, bin ich ermäChtigt, den Antrag zu stel­
len, General- und Spezialdelbatte in einem ab­
zuführen. 

Präsident: Uber Punkt 6 ersuche ich den 
Herrn Abgeordneten Teschi zu berichten. 

Berichterstatter Tesdll: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Namens des HandelsaussChusses 
bringe ich den Zweiten Bericht über die Regie­
rungsvorlage (43 der Beilagen): Bundesgesetz, 
mit dem das Rohstofflenkungsgesetz 1 95 1  ge­
ändert wird (RohstofflenJkungsgesetznovelle 
1971). 

In der Sitzung des Nationalrates vom 15. De­
zember 197 1 ,  in welcher der Bericht des Han­
delsausschusses (98 der Beilagen) über die 
obgenannte Regierungsvorlage auf der Tages­
ordnung stand, wurde auf Antrag der Abge­
ordneten Gratz und Genossen mit Stimmen­
mehrheit beschlossen, die Regierungsvorlage 
an den Ausschuß zurückzuverweisen. 

Der Handelsausschuß hat sich demnach in 
seiner Sitzun.g am 2 1 .  Dezember 197 1  in An­
wesenhei,t des Bun'desministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie Dr. Stari'bacher neuer­
lich mit der Regiemngsvor'lage be,faßt, die 
eine Erstreckung der Geltungsdauer des Roh­
stofflenkungsgesetzes um ein weiteres Jahr, 
das ist bis zum 3 1 .  Dezember 1972, von;ieiht. 

DurCh die VerfassuugsbestimJffiung des Arti­
kels I des Gesetzentwurfes soll eine einwand­
freie verfassung.srechtliche Grundlage für die 
Kompeten'Z des Bundes zur Erlassung und 
Vollziehung der Vorschriften dieses Gesetz­
entwurfes 'hergestellt werden. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
angenommen. 

Der Handelsausschuß stellt somit den A n­
t r a 9, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzen twurf 
(43 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen, 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft Namens des Ausschusses bin ich beauftragt, 
hat sich in seiner Sitzung am 21. Dezember falls Wortmeldungen vorliegen, zu ibeantra-
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Tesdll 
gen, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. 

Präsident: Zu Punkt 7 ist der Berichterstatter 
der Herr Abgeordnete Ing. Gradinger . Im er­
suche um seinen Bericht. 

Berichterstatter lng. Gradinger: Herr Präsi­
dentl Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Namens des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft bringe ich den Zweiten 
Bericht über die Regierungsvorlage (28 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem die Gel­
tun gsdauer des Lastverteilung,ggesetzes 1952 
neuerlich verlängert wird. 

In der Sitzung des Nationalrates vom 
15. Deze mber 1971, in welcher der Bericht des 
Ausschusses für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft (86 der BeHagen) über die obge­

nannte Regierungsvorlage auf der Tage'Sord­
nung stand , wurde auf Antrag der Abgeord­
neten GrTatz und Genossen mit Stimmenmehr­
heit beschlossen, die Regierungsvorlage an 
den Aussmuß zurückzuverweisen. 

Der Ausschuß .für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat sich demnach in seiner Sit­
zung am 21. Dezember 1971 in Anwesenheit 
des Bundesministers für Verkehr Frühbauer 
neuerlich mit der Re,gierungsvorlage befaßt, 
die die 15. Verlängerung der Geltungs'dauer 
des Lastverteilungsgesetzes 1952 bis 31. De­

zember 1972 vorsieht. 

Durch die Verfassun gTsbestimmung des Arti­
kels I des Gesetzentwurfes soll eine einIWand­

freie ve rfassungsredltliche Grundlage für die 
Kompetenz des Bundes zur Erla1ssung und Auf­

hebung sowie zur Vollziehung der Vor,sdlrif­
ten dieses Gesetzentwurfes hergestellt wer­
den. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs ­
vorlaoge mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
angenommen. 

Der Ausschuß .für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft stellt somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
rung vorgelegten Gesetzentwurf (28 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen . 

Weiters wurde ich ermädltigt ,  wenn Wort­
meldungen vorliegen, zu beantragen, General­
und Spez ialdetbatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezial debatte unter einem abzu.führen. Er­
hebt sich dagegen ein Einwand? - Dies ist 
nicht der Fall. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Ahgeordnete Dr. Mussil. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP): Herr Präsi­
dent I Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Nadl den gestrigen spannungsgeladenen 
Verhandlungen darf ich vielleidlt vier kurze 
Fe·ststellungen machen : 

1. Ich bin froh, daß das wirtschaftspolitische 
Poker, das seit einigen Wochen herrscht, end­
gülti g  vorbei ist. 

2. Ich bin froh, daß die Sozialpartnersdlaft 
aus den Verhandlungen der letzten Wochen 
gestärkt hervorgegangen ist. 

3. Mich freut ganz 'besonders, daß Ihre par­
teitaktischen Versuche, einen Keil in unsere 
Part e i  zu treiben, nicht aufgegangen sind. Wir 
hoffe n , daß der Bundeskamder in Zukunft nicht 
mehr mit einem derart hohen Einsatz sein 
Pokerspiel betreiben wird. (Beifall bei der 
avp.) 

4. Ich bin froh, daß wir in unserer Partei 
keine so ausgeprägten Spielernaturen besit­
zen wie Sie in Ihrer Partei. Idl glaube, für 
Osterreidl genügt eine derar,tige Natur. Ich 
glaube auch, daß das im allgemeinen kein 
ausgesprochenes Glück für Osterreich wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Das, was Sie bea1bsichtigt haben, nachdem wir 
die unveränderte Verlän gerung bei der Ge­
setze vorgeschlagen ha,ben, des Preistreiberei­
und des Preisregelungsgesetzes, war die Her­
beiführung des totalen Chaos. So hat zumin­
dest eine Reihe von Zeitungen geschrieben . 

E ine Ihrer Zeitungen hat geschrieben, es wäre 
ein "schöpferisches Chaos". Dem kann ich 
beim besten Willen nicht folgen. Was heraus­
gekommen wäre, wäre eine Entwicklung ge­
wesen, die auf dem Rücken der kleinen Bau­
ern und der kleinen Handels- und Gewerbe­
treiben'den ausgetragen worden wäre, die auf 
der Strecke geblieben wären. Ob das Ihr Ziel 
ist oder nicht, das überlasse ich der Offent­
lichkeit zur Beurteilung. 

Es ist auf der ganzen Welt so, daß die 
Agrarwirtschaft nicht dem vollen freien Spiel 
der Kräfte untenworfen ist, sondern daß der 
Staat mehr oder minder regelnd eingreift. Wir 
lehnen den Dirigi.smus im allgemeinen ab. Wir 
haben i'hn nie a'bgelehnt auf dem Agrarsektor 
un'd haben ihn nie abgeleihnt auf dem Ver­
kehrs sektor. Sie wollen aber hier auf dem 
Agrarsektor den vollkommen sdlra:rukenlosen 
Wettbewerb toben lassen. Was das bedeuten 
würde, wenn das geikommen wäre, was Sie 
geplant haben, jetzt, wo wir mit der EWG in 
Verhandlungen sind, das kann sich jeder aus­
malen, wie er ,selber will. Gut wäre es auf 
keinen Fall ausgegangen. 

Ich habe sdlon bei der Regierungserklärung 
die Frage an Sie gerichtet, welchen Standort 
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Dr. Mussil 

Sie eigentlich in der Wirtschaftspolitik einneh­
men. Ich habe bisher keine Antwort darauf 
bekommen. Vor den Wahlen waren Sie gesell­
schaftspolitisch radikal, da hat man von neuen 
Vergesells<haftungen, von Verstaatli<hungen 
und so weiter gehört. Sie waren zumindest mit 
Teilen Ihrer Partei ganz link,s. 

Und nun wollten Sie die Marktordnungs­
gesetze und die Preisgesetze auslaufen lassen. 
Wissen Sie, was das ist, was Sie hier beab­
sidltigten? Das 1st reiner M\anchester�Liiberalis­
mus, den Sie hier vertreten. Das ist ein Rück­
faU Ihrer Partei ins 1 9. Jahrhundert. Und da 
wollen Sie sich als mdderne Partei bezeichnen! 
(B eifall bei d er OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin froh, daß 

in der Paritätischen Kommission die Freiwil­
ligkeit, die Einstimmigkeit gesicher,t werden 
konnte, daß keine InstitutionahsieruIllg .statt­
findet und daß das Alleingangprinzip, das 
Ihnen vorgeschwebt ist, nicht zum Durchbruch 
gekommen ist. 

Wir von der Bundestkammer haben uns 
schon im Juni dieses Jahres bereit erklärt, 
in Fällen, wo sich jemand nicht der Paritäti­
schen Komm1ssion unter,wirft, die Zustimmung 
zur Einbeziehung in den § 3 a des Pr'eisrege­
lungsgesetzes zu geben. Das heißt also, daß 
die betreffende Branche, marktbeherrschende 
Unternehmung und so weiter, auf ein halbes 
Jahr preisgeregelt werden kann. 

Wir haben gestern vereinbart, daß hier eine 
Feinabstimmung des Verfahrens in dieser Be­
ziehung durchgeführt wird, daß in der Regel 
der Fälle, wenn es sich um derartige Vor­
aussetzungen handelt, die ich jetzt erwähnt 
habe, von uns die Zustimmung erteilt wird. 
Wir haben nie Außenseiter gedeckt und haben 
auch nie die Absi<ht gehabt, Außenseiter zu 
decken. Das haben nur Sie uns vorgeworfen, 
meine Damen und Herren. 

Bei den nicht marktbeherrsdlenden Unter­
nehmungen haben wir uns bereit erklärt, den 
§ 3 a des Preisregelungsgesetzes in der Form 
zu ändern, daß die vier in der Paritätischen 
Kommission vertretenen Körperschaften ein­
stimmig die Notwendigkeit der Preisregelung 
feststellen müssen und daß dann auCh bei die­
sen kleineren Einzelunternehmungen die 
Preisregelung Platz greifen kann. Die Beto­
nung liegt hier auf einstimmig. Diese Bestim­
mung unterliegt niCht dem Protokoll oder dem 
Dbereinkommen, das wir in der ParitätisChen 
Kommission vereinbart haben. Ich nehme an, 
daß wir nicht zu stark überfordert werden 
durch unsere Sozialpartner in der Paritätischen 
Kommission und daß wir in der nä<hsten Zeit 
nicht mit einer Schwemme von Anträgen 
überflutet werden, sondern daß es siCh wirk-

lich nur um echte Außenseiter handelt, die 
wir na<h wie vor nicht zu decken beabsichti­
gen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Es ist also in dieser Beziehung keine Ver­
pflichtung von uns einge-gangen worden und 
keine Preisgabe der Klein- und Mittellbetriebe, 
wie es eine Ihrer Zeitungen heute gesChrieben 
hat. Das ist nicht der Fall gewesen. Sie sehen 
also, wie das immer wieder sChief ausgelegt 
wird. Ich möchte hier ausdrücklich feststellen, 
daß Einstimmigk.eit die Voraussetzung für die 
Einbeziehung in die Preisregelung bleibt. 

Beim Preistreibereigesetz ist es uns ·gelun­
gen, eine unveränderte Verlängerung durch­
zusetzen, dbwohl wir eine Reihe von Abände­
IUngsvor,schlägen auf diesem Gebiete hätten. 
Die gegenwärtige Rege:Iung ist jetzt schon 
- ich habe bereits seinerzeit darauf hinge­
wiesen - mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
nicht voll vereinbar, sie steht auch mit staats­
rechtliChen Primitivgrundsätzen nicht ganz in 
Einklang. Das müßte alles beseititg,t werden. 
Aber es ist uns zumindest gelungen, diese 
drakonischen Verschärfungen, wie den Be­
griff "nicht ganz unerheblich" oder "ähnliche 
Waren" und so weiter, aus dem Gesetz 'heraus­
zuhalten. 

Meine Damen und Herren! Und nun ein 
Wort zur anlaufenden Lohnwelle. Wenn man 

über Preise spricht, muß man auch über Löhne 
reden. Im Frühjahr geht also wahr.scheinlidl 
die Lohnrwelle los. Es ist schon eine Reihe 
von Forderungen an uns herangetragen wor­
den, es wurde eine Reihe von AbsCh,lüssen 
getätigt. Die Forderungen sind derart hoch, 
daß sie den bisherigen Rahmen außerordent­
lich stark sprengen. 

Am 1. Jänner tritt 'außerdem noch die 
Arbeitszeitverkürzung mit einer Stunde in 
Kraft - macht 2,4 PrO'Zent Lohnerhöhung -, 
außerdem haben Sie die Erhöhung des Dber­
stundenzusChlages von 25 auf 50 Prozent be­
schlossen. 

In den letzten zlWei Quartalen sind ·die Lc>hn­
stückikosten um mehr als 6 Prozent gestiegen. 
Die Produktivitätssteigerung in der Industrie 
für das nächste Jahr wird mit 3 bis 4 Prozent 
angenommen. (Ab g. Dr. V e s eI s k y: Im Jah­
r esdurchschnitt üb er 6 Prozentl) Der Durch­
schnitt lie'gt um ein halbes Prozent niedr'iger. 
Auch wenn die Teuerungsrate voll überwälzt 
wird, was im gegenwärtigen Zeitpunkt kon­
junkturpolitisch nicht richtig wäre, also wenn 
man die additive Methode anwenden würde, 
so würden wir weit unter den Forderungen 
und unter den getätigten AbsChlüssen liegen. 
Ich möchte also mit aller Deutlichkeit fest­
stellen, daß außer vom Budget und von den 
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Dr. Mussil 
öffentlichen Tarifen aum von den Löhnen ein 
kräftiger Preisscb.ub ausgeht und daß es 
höchste Zeit wird, daß die Lohnbremse stärker 
angezogen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Abschließend darf ich sagen: Sie haben immer 
verlangt, daß Ihnen ein schärferes Instrumen­
tarium zur Bekämpfung der Inflation in die 
Hand gegeb en wird. Nun haben Sie es. Nun 
zeigen Sie, was Sie können. Das Alibi und 
die Ausrede, alles auf die Wirtschaft zu schie­
ben, z·ieht nun n icht mehr. Sie müssen be­
weisen, daß Sie mit maI1ktkoniformen Maß­
nahmen in der Lage sind, die Inflation zu 
bekämpfen, vor all em ob Sie überhaupt beab­
sichtigen, die Inflation zu bekämpfen. 

Ich s'age das in diesem Zusammenhang noch 
einmal: Wenn man weiß, daß im gegeIllWärti­
gen Budget 5 Prozent Inflation eingeplant sind, 
so kann man mit aller Deutlichkeit daraus ab­
leiten, daß Sie an dieser Inflationsrate inter­
essiert sein müssen und interessiert sind 
(Abg. Dr. V es eIs k y: Das ist eine Unter­
stellung!), weil Sie sonst Ihr Budget nicht 
finanz-ieren könnten. 

Meine Damen und Herren! Sie haben also 
jetzt das Instrument in der Hand. Es liegt an 
Ihnen zu zeigen, ob Sie in den nächsten 
Wochen und Monaten die InfI.ationsrate 
herunterdrüCken können. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Das uns heute 
zur Beratung vorliegende Gesetz stellt - und 
darüber möchte ich gleich am Anfang meiner 
Ausführungen wieder Klarheit schaffen - ein 
Kompromiß dar, Herr Generalsekretär. Dieses 
Hohe Haus hat nämlich am 15. Dezember bei 
namentlicher Abstimmung die Verfassungs­
bestimmung des Preisregelungsgesetzes und 
damit dieses Gesetz selbst abgelehnt. Dadurch 
ist eine außerordentlich schwierige Situation 
entstanden. 

Wie inzwischen allgemein bekannt- und 
klargeworden ist, sind auch eine ganze Reihe 
anderer sogenannter Wirtschaftsgesetze, vor 
allem die Marktordnungsgesetze, ohne das 
Preisregelungsgesetz praktisCh nicht anwend­
bar. Es war daher nur logisch und konsequent, 
daß dieses Hohe Haus diese Gesetze an die 
zuständigen Ausschüsse zurückverwiesen hat. 

Es ist auch allgemein bekannt - und ich 
möchte es erwähnen -, daß in der Zwischen­
zeit zahlreiche Verhandlungen stattgefunden 
haben. Verhandlungen wurden im Rahmen der 
Paritätischen Kommission geführt. Es ist dabei 
gelungen, Einv,ernehmen über eine Neufas­
sung des § 3 a des Preisregelungsgesetzes zu 
erzielen. 

Wenn wir nun das novellierte Preisrege­
lungsgesetz beschließen werden, so ist es nam 
meiner Meinung ein Erfolg der wirtschaft-

Präsident: Als n ächster zum Wort gemeldet limen Vernunft. Ich habe hier im Hohen 

ist der Herr Abgeordnete Erich Hofstetter. Haus immer wieder betont, daß wir keinen 

Bitte. Dirigismus wollen, jedoch gesetzliche Bestim­

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Hausl Nach den Ausführun­
gen des Herrn Generalsekretärs möchte ich 
eine Frage stellen. Es ist nämlich zweierlei 
Gesicht zum Ausdruck gekommen: Wer ist 
stärker - ich oder ich? Und das ist gefähr­
lich, Herr Generalsekretär. Denn Sie sollten 
gerade am heutigen Tag, wo Sie praktisch 
die Gesetze begrüßen, doch nicht versuchen, 
von Parteitaktik, von Pokerspiel und von die­
sen Dingen zu sprechen, obwohl wir die ganze 
Zeit über diese Fragen ernstlich mit Ihnen 
verhandelt haben. 

Nun sprechen Sie von den Lohnbewegun­
gen. Sie sprechen von den Preisen und wissen 
ganz genau, Herr Generalsekretär, daß die 
Lohnbewegungen, die Lohnforderungen ange­
meldet werden, daß sie sehr sachliCh ver­
handelt werden und daß eine Preisentwick­
lung vorhanden ist, die sehr stark auch von 
auswärts beeinflußt ist, und daß wir uns alle 
bemühen sollten, irgendwie einen gemein­
samen Weg zu finden, um hier mäßigend zu 
wirken. 

mungen brauchen, die die Möglichkeit bein­
halten, undiszipliniertes Verhalten von einzel­
nen oder von Gruppen, die Zureden und 
Appellen ganz einfach nicht zugänglich sind, 
zu ahnden und die Spielregeln der Paritäti­
schen Kommission einzuhalten. Es ging unter 
anderem um die Stärkung einer freiwilligen 
Einrichtung, die sich in den letzten Jahren be­
währt hat, aber gerade in letzter Zeit durch die 
lockere Einstellung einzelner Unternehmer 
einer Stärkung bedurfte. Insbesondere sollte 
aber auch die Möglichkeit einer besseren ge­
setzlichen Anwendung des § 3 a geschaffen 
werden. 

Meine Damen und Herren! Immer habe ich 
von dieser Stelle erklärt, daß man die Preis­
frage, den Preisauftrieb mit Gesetzen allein 
nicht regeln kann. Wenn in der übrigen Welt 
eine von OsterreiCh vollkommen unbeeinfluß­
bare Entwicklung vor sich geht und wir alle 
uns zur Verfügung stehenden Möglichkei­
ten auszuschöpfen haben, um mit einem mög­
lichst großen Erfolg preisdämpfend zu wirken, 
so ist die Novellierung des Preis regelungs­
gesetzes dringend gegeben gewesen. 
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Wenn nun das zu beschließende Gesetz nicht 

der Regierungsvorlage -entspricht, da es sich 
um ein Verfassungs gesetz handelt und die 
dazu erforderliche Zweidrittelmehrheit ver­
wehrt wurde, so ist der Kompromiß, den die 
Wirtschaftspartner vorgesChlagen haben, doCh 
ein Weg, der seinen Niederschlag in der Vor­
lage findet, ein Weg, den man versuchen wird 
zu gehen, der gangbar sein kann. 

Die vorliegende Novellierung des Preis­
regelungsgesetzes ermögliCht durCh die Ein­
führung des Punktes 2 im § 3 a, daß nunmehr 
auch Sachleistungen und Sachgüter einzelner 
Unternehmungen mit eingeschlossen werden. 
Dies ist eine Verbesserung gegenüber dem 
früheren Preisregel ungsgesetz. 

Durch den Abschluß eines Protokolls zwi­
schen den Vertretern der Wirtschaftspartner 
in der Paritätischen Kommission, in dem die 
Zusage der Bundeswirtschaftskammer und der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern nun vorliegt und auch verbindlich 
ist, wird die Mögliichkeit gegeben, nun im 
Zusammenwirken zwischen Paritätischer Kom­
mission und Regierung IbeziehungslWeise dem 
Minister -gegen einze'lne Unternehmungen vor­
zugehen. 

Wenn heute gleichzeitig auch die anderen 
WirtsChaftsgesetze zur Beratung stehen, denen 
wir auch die Zustimmung geben, so möchte 
ich dorn darauf hinweisen - und das ist bei 
den Diskussionen früher sChon zum Ausdru<:k 
gekommen -, daß wir auch diese Fragen in 
Zukunft überdenken müssen und überdenken 
sollen. 

Wir begrüßen die Lösung, die getroffen 
wurde, aber wir glauben, daß bei aller Vor­
sieht nun doeh auch nur ein Weg gefunden 
wurde, der, wie ich bei meinen Ausführungen 
am 15. Dezember 1911 schon erwähnte, not­
wendig ist, um der ParitätisChen Kommission 
und auCh der Regierung jene Autorität zu 
geben, die sie unbedingt brauchen, um ihre 
Aufgaben wirkungsvoller erfüllen zu können. 
Gerade jetzt in der Zeit der Gefahr eines ver­
stärkten Preis auf triebes ist ein solcher Schritt 
dringend notwendig. Die Verbesserung des 
Preisregelungsgesetzes ist zwar kein Allheil­
mittel, alber diese Vorlage ,bedeutet doch eine 
wenn auch n'icht voll befriedigende so doch 
wünschenswerte VeI1besserung. 

Am 1 5. Dezember, meine Damen und Her­
ren, appellierte ich an Sie, an die Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, aber auch an die 
Unternehmerorganisationen, endlich Verständ­
nis für dieses Anliegen zu zeigen. Ich darf 
heute feststellen, daß siCh die Wirtschaftsver­
nunft durchgesetzt hat. Dies im Interesse einer 
Einrichtung, die sich während der vergangenen 

Jahre auf den sozialen Frieden und auf die 
wirtsChaftliChe Entwicklung in unserem Lande 
positiv ausgewirkt hat. 

Gleichzeitig wird mit diesem Gesetz aber 
auch die Möglichkeit geschaffen, in dem einen 
oder anderen Fall einzugreifen. Die Lösung 
der vor uns liegenden Aufgaben, die Lösung 
der vor uns liegenden Probleme, insbesondere 
auf dem Gebiet der Wirtschaft und damit auch. 
der Preise, bedarf des Verständnisses aller. 
Mit diesem Gesetz ist vielleicht neuerlidl der 
Beweis erbracht, daß man gemeinsam bei eini­
gem Willen Lösungen finden kann. 

Aus diesem Grunde, meine Damen und Her­
ren, stimmt meine Fraktion diesen Vorlagen 
zu. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
vorausschicken, daß sich die Haltung der Frei­
heitlichen Partei in dieser Frage seit dem 
1 5. Dezember keineswegs geändert hat. Wir 
waren schon damals der Meinung, daß sich. 
in der gegebenen besonderen Situation die 
Verlängerung des nun in Verhandlung ste­
henden Paketes von Wirtschaftsgesetzen auch 
dann als notwendig erweist, wenn man an 
diesen Gesetzen einiges zu kritisieren hat. Wir 
haben damals mit unserer Zustimmung zum 
Artikel I der damals vorliegenden Novelle 
zum Preisregelungsgesetz zum Ausdruck ge­
bracht, daß wir diese Haltung auch praktizie­
ren würden. 

Die Beschlußfassung ist aber bekanntlich. 
daran gescheitert, daß sich die beiden anderen 
Parteien dieses Hauses von einem Usus nicht 
trennen konnten, das Paket dieser Gesetze als 
Ganzes zu sehen und die Gesetze miteinander 
zu junktimieren. Das ist zwar, wie gesagt, 
ein Brauch, aber von der Sache her keineswegs 
zwingend gewesen. Da ist audl im Sinne der 
Information der Offentlichkeit eine Kritik an 
den Ausführungen meines unmittelbaren Vor­
redners, des Herrn Abgeordneten Hofstetter, 
anzubringen. 

Die Ablehnung der Verfassungsbestimmung 
des Preisregelungsgesetzes durch die Oster­
reichische Volkspartei war natürlich kein 
ausreichender Grund und keine Rechtferti­
gung, die fünf übrigen, im Ausschuß einstim­
mig beschlossenen Gesetze aus dem Grund, 
einen Kompromiß in der Frage des abgelehn­
ten Gesetzes zu erzwingen, rückzuverweisen. 
Das merke ich hier an, wobei ich durchaus 
Verständnis für gewisse parteipolitische Tak­
tiken aufzubringen vermag, aber doch die 
Frage des Reiters über den Bodensee stellen 
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darf: Was wäre nun entstanden, wenn diese 
Einigung nicht dom nom geglückt wäre? 

Diese Frage ist vom Abgeordneten Mussil 
zum Teil beantwortet worden, und im kann 
ihm in wesentlichen Punkten hier nur zu­
stimmen. Ich werde aber das eine oder das 
andere ergänzen. 

Aber eine Frage, Herr Abgeordneter Doktor 
Mussil: Sie haben hier angedeutet, daß bei 
den Verhandlungen zwischen den beiden Par­
teien beziehungsweise den Sozialpartnern ein 
neues Verfahren der Feinabstimmung verein­
bart worden sei. Sie haben es allerdings unter­
lassen, diese Feinabstimmung hier ausreichend 
audl für die dritte Partei dieses Hauses, die 
durch ihre Zustimmung die Mitverantwortung 
für diese Gesetze übernimmt, vorzunehmen. 
kb. wäre Ihnen also dankbar. wenn Sie das 
nachholten. 

Vielleicht wäre es auch ein Akt politischer 
Fairneß, wenn der in diesem Zusammenhang 
nidlt uninteressante Notenaustausch, der 
offensichtlich zwischen den Sozialpartnern er­
folgt ist, auch der dritten Partei dieses Hau­
ses zur Kenntnis gebracht würde, wenn Sie 
- ich betone noch einmal - von uns mit der 
Zustimmung zu dem Gesetz mehr als einen 
formalen Akt, eben eine demokratische Ent­
scheidung der Mitverantwortung wollen. 

Nun, meine Damen und Herren, ich zweifle 
- das hat auch der Herr Abgeordnete Mussil 
getan -, ob das geringfügig "verbesserte" 
Preisregelungsgesetz wiIiklidl d�e Wunder­
waffe ist, um die Probleme des Preisauftrie'bes 
besser als bisher zu ,bewältigen. Von beiden 
SeHen, insbesondere von seHen der Regie­
rungspartei, wurde immer wieder damit argu­
menitiert, daß 'es sich um ein Gesetz handle, um 
gewisse Außenseiter zur Ordnung rufen zu 
können. Nun, die Logik erfordert, wenn es so 
ist, doch zu sagen, daß ein nidlt sozial adäqua­
tes Verhalten gewisser Außenseiter sicherlich 
nicht eine Hauptursache des besorgniserregen­
den und noch immer nicht von der Regierung 
in den Griff bekommenen Preisauftriebes ist. 
Also ich zweifle daran, ob sich von dieser 
Seite her die Verhältnisse grundlegend bes­
sern werden. 

Ich zweifle allerdings nicht daran, daß die 
Ereignisse, die wir im Zusammenhang mit die­
sem WirtSchaftsgesetzpaket erlebt haben, zur 
Aufwertung des Parlaments nicht gerade bei­
getragen haben. Denn, meine Damen und Her­
ren des Hohen Hauses, wie wir letzten Endes 
im Interesse der österreichischen Bevölkerung 
die Dinge geregelt haben - das soll im End­
ergebnis durchaus positiv vermerkt werden -, 
war nicht gerade dazu angetan, das Ansehen 
und die verantwortliche und entscheidende 

Rolle des Parlaments zu betonen und hervor­
zuheben. Denn smließlich, wenn wir die Dinge 
beim Namen nennen. ist das Parlament mit 
diesem jetzt zu setzenden gesetzgeberischen 
Akt Vollziehungsorgan der Sozialpartner ge­
worden. 

Dabei ist durchaus auch eine positive Ein­
stellung der Freiheitlichen Partei zu dieser in 
Osterreich, wie man sagen kann, als ein glo­
bales Unikum praktizierten Sozialpartner­
schaft vorhanden, der wir zweifellos sehr viel 
vom sozialen Frieden der abgelaufenen Jahre 
verdanken, aber auch - das muß hier kritisch 
angemerkt werden - manChe problematische 
Erscheinung, die mit dieser Entwicklung 
zwangsläufig verbunden war und die uns be­
sonders im Zusammenhang mit den Verhand­
lungen über unser Arrangement mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft manche 
Sorgen bereitet. 

Meine Damen und Herrenl Namens der 
Freiheitlichen Partei möchte ich aber noch ein­
mal, und nun im Zuge dieser Budgetdebatte 
bereits zum drittenmal, unsere grundsätZliche 
Haltung in dieser Frage festlegen. 

Wir sind nach wie vor der Meinung, daß, 
ganz abgesehen von der im Sinne einer ent­
scheidungsfreudigen und freien parlamentari­
schen Entwicklung sehr problematisdlen Junk­
timierung, das ,ganze Paket dieser Gesetze, wie 
wir es schon formuliert haben, im System, im 
Mechanismus einer freien und sozialen Markt­
wirtschaft eigentlich einen Fremdkörper, um 

nicht zu sagen einen gewissen Anachronismus 
darstellt. 

Damit soll kein Schuldvorwurf erhoben wer­
den, aber es soll damit der Appell an die bei­
den anderen Parteien gerichtet werden, die 
Zeit zu nutzen, die uns mit der vorerst ein­
jährigen Verlängerung dieses Gesetzespaketes 
gegeben ist, um zu prüfen, ob wir nicht ein 
adäquateres Instrumentarium zur Bewältigung 
jener Maßnahmen im Rahmen einer freien 
Marktwirtschaft uns schaffen sollten, deren 
Bewältigung nicht dem Spiel von Angebot und 
Nachfrage, nicht der freien Regulierung von 
Preisen und Löhnen in einer sozialen Markt­
wirtschaft überlassen werden darf. 

Es wäre Doktrinarismus, wollte man sagen, 
eine solche Auffassung und Dberzeugung 
wolle in irgendeiner Weise irgendeine Form 
des Dirigismus in eine freie Wirtschaft ein­
schmuggeln. Nein, die Dinge liegen anders. 
Die Interdependenz sowohl im Rahmen der 
nationalen Wirtschaft wie auch im Rahmen 
der Weltwirtschaft ist heute so groß, daß der 
Mechanismus der freien Regelung, das, was 
heute schon einmal als Manchester-liberalis­
mus karikiert wurde, nicht ausreicht, ohne 
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schwere soziale Auswirkungen eine entspre­
ebende Stabilität und Entwicklung im Rahmen 
der Wirtschaft zu garantieren. 

Meine Damen und Herren! Aus dieser Uber­
legung werden die bei den Oppositionsparteien 
schließlich elinen gemeinsamen Antrag ein­
bringen, diese Gesetze nunmehr unbefristet zu 
verlängern. leb betone, daß wir das jetzt ganz 
unabhängig von der Tatsache, daß jetzt eine 
sozialistische Regierung auf der Regierungs­
bank sitzt, schon vor Jahren getan haben, ja 
ich darf sagen, vor vielen, vielen Jahren. 

Ich erinnere nur daran, daß der Abgeordnete 
Dr. Scheuch aus Kärnten, mein unmittelbarer 
Vorgänger in dieser Funktion, gleichfalls ein­
schlägige Anträge vor über zehn Jahren ge­
stellt hat. Sie sind damals auf die einhellige 
Ablehnung der noch in Funktion gewesenen 
Koalition gestoßen. 

Heute aber wäre der Zeitpunkt, zu über­
legen, ob nicht mit einer solchen unbefriste­
ten Verlängerung der freiwillige Verzicht der 
ehemaligen Koalitionsparteien, ein Instrument 
gegenseitiger - vielleicht ist das Wort "Er­
pressung" etwas hart, aber ein Instrument 
sehr wirksamer Taktik aus der Hand zu geben, 
gekommen wäre, damit wir auch im Hinblick 
auf die Entwiddung zur EWG hin in Zeit und 
Ruhe die Uberholung dieses Instrumentariums 
gemeinsam beraten könnten. 

Ich verweise noch einmal darauf, daß die 
Rückverweisung der fünf an sich einstimmig 
beschlossenen übrigen Wirtschaftsgesetze, 
wenn ich von der Preisregelung und vom 
Preistreibereigesetz absehe, keineswegs not­
wendig war, daß damit doch mit einem gewis­
sen Mutwillen oder, wie es zum Teil die 
Presse qualifiziert hat, aus einer gewissen 
Poker- oder Spielermentalität heraus das 
Risiko von der Regierungsmehrheit auf sich 
genommen wurde, faktisch einen Exlex-Zu­
stand zu schaffen, der insbesondere für einen 
Stand in unserem Lande, nämlich für die 
Bauern und für die Agrarwirtschaft, unter Um­
ständen schwere Komplikationen und Kon­
flikte hätte heraufbeschwören können. 

Meine Damen und Herren! Gerade auch 
namens dieses Standes darf ich noch einmal 
unterstreichen, was ich schon vor acht Tagen 
zu tun Gelegenheit hatte: daß in einer völlig 
falschen Vereinfachung insbesondere das 
Marktordnungsgesetz und die im Zusammen­
hang mit ihm geschaffenen FondseinriChtun­
gen vom Osterreieber ganz allgemein sehr 
simpel als eine Art von besonderer Protek­
tions- und Subventionspolitik zugunsten der 
Landwirtschaft gesehen werden, ein Gesiebts­
punkt, der einseitig und über weite Strecken 
falsch ist, weil immer wieder - um der Wahr-

heit die Ehre zu geben - gesagt werden muß, 
daß ein erheblicher Teil dieser Mittel echte 
Preisstützungen im Interesse der Konsumen­
ten darstellen. 

In Anbetracht dessen und in Anbetracht von 
Aufgaben, auf die ich in diesem Zusammen­
hang nicht eingehen darf, die die Landwirt­
schaft unabhängig von ihrer rein volkswirt­
schaftlichen Rolle zu erfüllen hat, scheint es 
gerechtfertigt zu sein, der Landwirtschaft ge­
wisse Garantien zu gewährleisten, unabhängig 
von Konjunktur und Marktlage eine Entwick­
lung zu nehmen, die sie in den Stand setzt, 
auch in einer kritischen Zeit jene Funktionen 
zu erfüllen, an die wir heute so wenig den­
ken, nämlich auch in dieser kritischen Zeit 
- wir wollen uns diesen Zustand nicht herbei­
wünschen, aber er könnte, ohne daß wir es 
wünschen, eintreten - die Ernährungssicher­
heit, die Autonomie und Autarkie zu gewähr­
leisten. 

Für diese Landwirtschaft hätte ein Auslau­
fen, insbesondere ein Aufgeben des Milch­
wirtschaftsfonds ohne jede Ubergangslösun­
gen, katastrophale Folgen 'haben müssen: 
keine Absatzgarantie mehr, kein Standortaus­
gleich, kein Qualitätszuschlag und damit 
natürlich nicht nur Chaos im Verbraucher­
preis, sondern auch Chaos im Erzeugerpreis. 

Darüber hinaus möchte ich ein Wort auf­
greifen, das hier schon verwendet wurde, und 
zwar von dem möglichen schöpferischen 
Chaos. Ich muß sagen, dieses Wort hat etwas 
Bestechendes an siro. 

Gerade in der kritischen Phase unserer Ver­
handlungen in Brüssel wäre es nicht zu ver­
treten gewesen, das Risiko eines solchen 
"schöpferischen Chaos" auf sich ;zu nehmen. Ich 
glaube, wir müssen nicht nur sehr sorgfältig 
die Gesamtentwicklung in bezug auf die 
Agrarordnung in der jetzt bestehenden und, 
wie wir hören, am 22. Jänner erweiterten Ge­
meinschaft abwarten, sondern wir müssen 
natürlich erstens auch das Ergebnis unserer 
Verhandlungen abwarten, von denen wir hof­
fen, daß sie insbesondere für die Landwirt­
schaft besser ausgehen, als es im Augenblick 
aussieht, und wir müssen zweitens abwarten, 
wie sich dieses von uns zu erzielende Ergeb­
nis dann in der Praxis auswirkt. Denn es 
gibt immer gewisse Diskrepanzen zwischen 
dem, was auf dem Verhandlungspapier steht, 
und dem, wie es dann praktiziert wird. 

Wenn man also gemeint hat, daß man ein 
schöpferisches Chaos im Sinne der Progres­
sion in Kauf nehmen müsse, dann glauben 
wir, daß dieser AugenbliCk schlecht gewählt 
war. 
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Dr. Scrinzi 
Deshalb begrüßen wir es - und damit wird. Das muß man bei dieser Gelegenheit 

schließe ich, meine Damen und Herren -, daß auch anführen . 
es - wenngleich unter etwas zweifelhaften Deshalb haben wir vom landwirtschaftlichen 
Umständen, wenngleiCh, wie ich auCh noch Standpunkt aus sehr wenig Verständnis dafür 
anfügen möChte, mit einem Gesetzestext ,  der gehabt, daß man mit so entscheidenden Ge­
in seiner legistischen Formulierung nicht be- setzen ziemlich massiv gepokert hat. Daher 
friedigend ist, aber es war unter dem Druck 

haben wir auch kein Verständnis dafür, Dinge 
der Zeit nicht mehr ausreidlend Gelegenheit, miteinander zu verbinden, die eigentlich nicht 
darüber Beratungen abzuführen - zu dieser zusammengehören. (Beifall bei der OVP.) 
Einigung gekommen ist, der die FreiheitliChe 
Partei auch zustimmen wird. (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Präsident: Als näChster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Zittmayr zum Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Vom landwirt­
schaftlichen Standpunkt aus wird die am ge­
strigen Tage erfolgte Einigung über das Ge­
samtpaket der Wirtschaftsgesetze sehr be­
grüßt. ICh darf die Ausführungen meines Vor­
redners, des Herrn Abgeordneten Scrinzi, 
unterstreichen. Er hat in vielen Punkten unse­
ren Standpunkt vertreten und hat die Bedeu­
tung ausgeführt, die das Ausgleichsverfahren 
besonders auf dem milchwirtschaftlichen Sek­
tor besitzt. 

Die bei einem Auslaufen der Gesetze zu 
befürChtende Unordnung auf dem Grund­
nahrungsmittelsektor hat Herr Minister Dok­
tor Weihs bereits am 17. Dezember in der 
Budgetdebatte geschildert. Er hat allerdings 
in erster Linie von den negativen Auswir­
kungen, von der Seite des Produzenten her 
gesehen, gesprochen, er hat also nicht so­
sehr die Auswirkungen auf die Konsumenten 
in den Vordergrund gestellt. 

Es wurde aber bereits ausgeführt - und ich 
darf das noch unterstreichen -, daß das Aus­
laufen des Marktordnungsgesetzes selbstver­
ständliCh auch ganz gewaltige Auswirkungen 
auf den Konsumentenpreis und auf die Ver­
sorgung des Konsumenten mit Milch und 
Milchprodukten zur Folge gehabt hätte. 

Denn eines ist selbstverständlich:  Wenn 
diese Beträge, die im Budget im Rahmen des 
Preisausgleichsverfahrens für die Landwirt­
schaft, für die · MilchwirtsChaft im besonderen, 
vorgesehen sind, nicht zur Verfügung stehen, 
dann wäre das bisherige Preisausgleich­
system niCht mehr möglich gewesen. Das hätte 
klarerweise zu einer Verteuerung von Pro­
dukten für den Konsumenten führen müssen. 

Desgleichen hätte, wenn dadurch die Dis­
positionshoheit des Milchwirtschaftsfonds mit 
einem Schlag weg gewesen wäre, niemand 
garantieren können, daß die Bundeshauptstadt 
Wien zum Beispiel ordnungsgemäß versorgt 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi hat bereits 
angeführt, daß kein sachlicher Zusammenhang 
zwischen dem Preisregelungs- und Preistrei­
bereigesetz und dem Marktordnungsgesetz 
zum Beispiel besteht, weil es sich beim 
Marktordnungsgesetz um ein effektives Aus­
gleichssystem, um ein Ausgleichsverfahren 
handelt. 

Die Milchwirtschaft benötigt deshalb zusätz­
liche Geldmittel, weil die Regierungen in den 
abgelaufenen 20 Jahren immer wieder den 
Standpunkt vertreten haben, daß Kostenstei­
gerungen nicht auf den Konsumentenpreis 
überwälzt, sondern aus staatlichen Mitleln 
finanziert werden sollen. Man kann daher 
nicht eine in 20 Jahren gewachsene Ordnung 
mit einem Federstridl beseitigen. 

Noch dazu wäre das Kuriose eingetreten, 
daß zum Zeitpunkt des 40jährigen Bestandes 
des Milchpreisausgleidlsverfahrens dieses 
System sozusagen über NaCht zerschlagen 
worden wäre. 

Es wurde richtig angeführt, daß das Milch­
preisausgleichsverfcrhren besonders im Inter­
esse der entlegenen Berg,bauerngebiete erfor­
derlich ist, weil sonst diese Gebiete einen 
wesent1idl sdllechteren Milch'Preis bekommen 
würden als die stadtnäheren Gebiete und weil 
durch den Wegfall des Preisausgleiches auch 
die Konsumenten an versdliedenen Stellen in 
Osterreich verschieden hohe Preise 'bezahlen 
müßten. 

Außerdem hätte der Wegfall dieses Ge­
setzes mit den von mir schon erwähnten 
dadurch bedingten Konsumentenpreiserhöhun­
g·en gerade in einen Zeitraum gewirkt, wo 
Tariferhöhungen und Erhöhungen von Preisen 
anderer Artikel wirksam werden. Das hätte 
also die Situation wesentlich verschlechtert. 

Die Einsicht der Sozialpartner in diesem 
Bereich hat schließlich zur Einigung geführt. 
Die beim Marktordnungsgesetz gefundenen 
Lösungen sind befriedigend. Wir haben in 
dieser Richtung audl mitgetan, die Kosten­
stellenrechnung stärker zu verankern und 
damit auch die Rationalisierung auf dem 
Molkereisektor zu fördern. 

Ein Punkt ist von uns zu beanstanden - das 
wurde auch schon von meinem Vorredner ge-
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sagt -, und zwar die Befristung wieder nur 
auf ein Jahr. Wir möchten, daß man in diesem 
Bereich doch endlich zu längerfristigen Ge­
setzen kommt. 

Ich erlaube mir daher, den gemeinsamen 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Min­
kowitsch, MeißI und Genossen zur Regierungs­
vorlage 82 der Beilagen zur Verlesung zu 
bringen. (Abg. DI. F i s  c h e r: Aber zum An­
trag jetzt bitte!) Entschuldigung. Ich erlaube 
mir also, den A b ä n d e r  u n g s a n  t r a g  der 
Abgeordneten Minkowitsch, Meißl und Ge­
nossen zur Verlesung zu bringen. Er lautet :  

, ,1. Im Artikel I haben die Worte ,bis 
zum Ablauf des 3 1 .  Dezember 1 972' zu ent­
fallen. 

2. Artikel II hat zu lauten: 

,Artikel II 

Im § 1 2  des Landwirtschaftsgesetzes in der 
derzeit geltenden Fassung entfällt der 
Absatz 1 i der bisherige Absatz 2 bildet den 
nunmehrigen § 12:  . .  

Ein weiterer A b ä n d e r  u n g s a n  t r a g  
der Abgeordneten Minkowitsm, Meißl und 
Genossen zur Regierungsvorlage 81 der Bei­
lagen in der Fassung des Ausschußberichtes 
104 der Beilagen, Bundesgesetz, mit dem das 
Marktordnungsgesetz 1 967 geändert wird 
(Marktordnungsgesetz-Novelle 1 97 1 ) ,  lautet : 

Strukturverbesserung ist die einjährige Lauf­
zeit dieses Gesetzes daher äußerst nachteilig. 

Wir möChten also bitten, doch endlich auf 
diesem so wichtigen Gebiet zu einer kon­
tinuierlichen Entwicklung zu kommen und 
Mittel und Wege zu suchen, hier ein geeig­
netes Gesetz auf längere Frist zu schaffen. 
Wir sind gerne bereit, bei Abänderungen, die 
sich als notwendig erweisen, mitzuwirken, 
möchten aber bitten, unseren Belangen grö­
ßere Aufmerksamkeit zu sdlenken. 

Zusammenfassend möchte ich daher fest­
stellen, daß meine Fraktion den vorliegenden 
Gesetzen gerne die Zustimmung geben wird. 
(Beifall bei deI OVP.) 

Präsident: Die beiden Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Minkowitsch und Meißl 
sind genügend unterstützt und stehen in Be­
handlung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht einer der Berichterstatter das 
SChlußwort? - Bitte. 

Berichterstatter Stögner (Schlußwort) : Als 
Berkhterstatter über die Regierungsvorlage 
(81 der Beilagen) : Marktordnungsgesetz­
Novelle 1 97 1 ,  trete ich dem Abänderungs­
antrag nicht bei. 

Präsident: Herr Berichterstatter Robak. 

, , 1 .  Im Artikel I haben die Worte ,bis 
zum Ablauf des 31 . Dezember 1 972' zu 

Berichterstatter Robak (Schlußwort) : Herr 
Präsident! Hohes Hausl Auch ich kann als 

entfallen. 

2. Artikel II Z. 22 hat zu lauten: 

,22. Im § 62 des Marktordnungsgesetzes 
1 967 in der derzeit geltenden Fassung ent­
fällt der Absatz 1 ;  der bisherige Absatz 2 
bildet den nunmehrigen § 62: .. 

Mit diesen bei den Abänderungsanträgen 
soll also beim Landwirtschaftsgesetz und beim 
Marktordnungsgesetz eine unbefristete Fest­
legung erfolgen, das heißt, diese Gesetze sol­
len nirnt auf ein Jahr befristet werden. 

Herr Dr. Scrinzi hat bereits unterstridlen, 
daß wir gerade in diesem Bereich der Markt­
ordnung längerfristige Maßnahmen brauchen, 
insbesondere auf dem Gebiete der Molkerei­
struktur. 

Wie soll aber eine Verbesserung der Mol­
kereistruktur eintreten, wenn wir das Gesetz 
jeweils nur auf ein Jahr verlängern und wenn 
die betroffenen Molkereibetriebe nie wissen, 
wie es im nächsten Jahr weitergehen wird? 
Es können keine Schwerpunktbetriebe ge­
schaffen werden, wenn man nidIt weiß, daß 
die Finanzierung längerfristig gesidlert ist. 
Vom Gesichtspunkt der Durchführung der 

Beridlterstatter dem Antrag Minkowitsdl, 
Meißl und Genossen nidlt beitreten. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 
A b s t i m  m u n g, die ich über jeden der 
sieben Gesetzentwürfe getrennt vornehme. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf, mit dem das Preisregelungsgesetz 
1957 geändert wird. 

Da der vorliegende Gesetzentwurf eine Ver­
fassungsbestimmung enthält, stelle ich die ge­
mäß § 61 Absatz 2 Geschäftsordnungsgesetz 
zur Abstimmung erforderliche Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder des Hauses fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sieh von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nidlt der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf audl in dritter 
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Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist ebenfalls die 
Zweidrittelmehrheit . Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung bei Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Preistreiberei­
gesetz 1 959 geändert wird. 

Dieser Gesetzentwurf enthält ebenfalls eine 
Verfassungsbestimmung. Ich stelle daher die 
gemäß § 6 1  Absatz 2 Geschäftsordnungsgesetz 
zur Abstimmung erforderliche Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder fest. 

Im bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I, bei dem es sich um eine Ver­
fassungsbestimmung handelt, in der Fassung 
der Regierungsvorlage ihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen ZU erheben. -
Das ist einstimmig angenommen. 

Zu Artikel II Ziffer 22 in der Fassung des 
Ausschußberic.htes liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Minkowitsch, Meißl 
und Genossen vor. 

Ich lasse zunämst über Artikel II bis ein­
schließlich Ziffer 2 1  in der Fassung des Aus­
schuß berichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die diesen Teilen des 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
vorliegenden Gesetzentwurf s amt Titel und schußberichtes ihre Zustimmung geben, sich 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die erfor- angen ommen . 
derliche Zweidrittelmehrheit. Einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

I ch  lasse jetzt über Artikel II Ziffer 22 in 
der F assung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Minkowitsch, Meißl und Ge­
nossen abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel II Ziffer 22 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist e i n  s t i m- in der Fassung des AusschußberidItes abstim­

men und bitte jene Damen und Herren, die m i g a n g e n  0 m m e n. 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig ange­
über den Entwurf der Marktordnungsgesetz- nommen. 
Novelle 1 97 1 .  

Da Abänderungsanträge vorliegen, werde 
im getrennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel I liegt ein Abänderungsantrag 
vor. Bei Artikel I handelt es siro um eine 
Verfassu ngsbestimmung. Ich stelle daher die 
gemäß § 61 Absatz 2 Geschäftsordnungsgesetz 
zur Abstimmung erforderliche Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder des Hauses fest. 

Ich lass e  zunächst über Artikel I unter Be­
rücksichtigung des Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Minkowitsc.h, Meißl und Ge­
nossen abstimmen. Sollte sich hiefür nic.ht die 
erforderliche Zweidrittelmehrheit ergeben, 
werde iCh über Artikel I in der Fassung der 
Regierungsvorlage abstimmen lassen. 

Ich bitt e jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I unter Weglassung der Worte "bis 
'Zum Ablauf des 31 . Dezember 1972" ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
eziheben. - Das ist nicht die erforderliche 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile sowie über Titel und 
Eingang des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig. 
Somit ist der Gesetzentwurf auc.h in dritter 
Lesung bei Anwesenheit der Hälfte der Mit­
glieder mit der erforderlichen Zweidrittel­
mehrheit a n  g e n 0 m m e n. 

ZweidrittelmehI1heit. Somit ist der Antrag ab- Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
gelehnt. über den Entwurf, mit dem das Landwirt-

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung schaftsgesetz geändert wird. 

über den Artikel I in der Fassung der Regie- Da Abänderungsanträge vorliegen, werde 
rungsvorlage. ich getrennt abstimmen lassen. 
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Zu Artikel I liegt ein Abänderungsantrag 
vor. Bei Artikel I handelt es siCh um eine 
Verfassungsbestimmung. ICh stelle daher die 
gemäß § 6 1  Absatz 2 GesChäftsordnungsgesetz 
zur Abstimmung erforderlime Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich lasse zunächst über Artikel I unter 
Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Minkowitsm, MeißI und 
Genossen abstimmen. Sollte sich hiefür nicht 
die erforderliche Zweidrittelmehrheit ergeben, 
werde ich über Artikel I in der Fassung der 
Regierungsvorlage abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I in der Fassung des Abänderungs­
antrages. das heißt unter Weglassung der 
Worte "bis zum Ablauf des 3 1 .  Dezember 
1 972 " ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist nicht die erfor­
derliche Zweidrittelmehrheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Artikel I in der Fassung der Regie­
rungsvorlage. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I, bei dem es sich um eine Ver­
fassungsbestimmung handelt, in der Fassung 
der Regierungsvorlage ihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist bei der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
einstimmig angenommen. 

Zu Artikel II liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Minkowitsch, MeißI und 
Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auCh in dritter 
Le,sung ihre Zustimmung erteilen, siCh von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung bei Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglieder mit der erforderlichen Zwei­
drittelmehrheit a n  g e n  0 m m e  n. 

Wir gelangen nunmehr zur A'bstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Lebensmittel­
bewirtschaftungsgesetz 1 952 geändert wird. 

Ich stelle wieder, da der vodiegende, Gesetz­
entwurf eine Ventiassungsbestimmung enthält, 
gemäß § 61 Abs. 2 der GesChäftsordnung die 
zur Abstimmung erforderlidle Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorhegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustirrnmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung bei Anwesenheit 
der Hälfte der Mitglieder mit der erforder· 
lichen Mehrheit 'a n g e n  0 m m e n. 

Wü gelangen nun zur Albstimmung über 
Ich lasse zunächst über Artikel II in der den Entwurf der Rohstofflenkungsgesetz­

Fassung dieses Abänderungsantrages abstim- novelle 1 97 1 .  
men. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel II in der 
Fassung der Regierungsvorlage abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sidl von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Da der gegenständliche Gesetzentwurf eine 
Verfassungsbestimmung enthält, stelle ich die 
gemäß § 61 Abs. 2 der Geschäftsordnung zur 
Abstimmung erforderliche Anwesenheit der 
Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile sowie über Titel und Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Eingang des Gesetzentwurfes in der Fassung Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 

der Regierungsvorlage. ein Einwand erhoben? - Dies ist nidlt der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung be endet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - !.Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einst'immig ange­
nommen. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung bei Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglieder mH · der erforderlichen Mehr­
heit a n  g e n  0 \IIl m e  n. 
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Nationalrat XIII. GP - 19.  Sitzung - 2 1 .  DezeInber 1971  1516 

Präsident 
Wir gelangen zur Abstimmung über den 

En twurf, mit dem die Geltungsdauer des Last­
verteilungsgesetzes 1 952 neuedich verlängert 
wird. 

Auch dieser Ge setzentwurf enthält eine 
Vedassungshestimmung. I ch  stelle daher ge­
mäß § 61 Abs. 2 der Geschäftsordnung die zur 
Abstimmung erforderliche Anwesenheit der 
Hälfte der Mitglieder fest. 

Ich danke den Herren Klubobmännern 
Gratz, Dr. Koren und Peter für ihre Hilfe, 
die es ermöglichte.  daß wir, so wie Herr Dok­
tor Koren es e rwähnte, aU die sdlrweren und 
langen Sitzungen ,  die j'a ohne ZeitJbegrenzung 
stattgefunden ha'ben, aber bis auf wenige Aus­
nahmen doch keine überlange Dauer aufwie­
sen, ohne Unterbrechung zu Ende gebracht 
haben. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die dem Idl möchte dem Herrn Parlamentsd'irektor 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und und seinen engen Mitarbeitern, aber auch 
Eingang ihre Zustimmung erteilen. sich von allen anderen Be amten und Bediensteten die­
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange- ses Hauses für ihre Hilfe danken, denn ohne 
nommen. ihre jederzeitige Hilfe, ohne ihren so harten 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Gibt es dagegen 
einen Einwand? - D i es ist nicht der Fall. 

Ich 'bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetz entwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig. Der 
Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Lesung 
bei Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
mit der erforderlichen Mehrhe'it ·a n g e n  0 m­
m e n. 

Die Tagesordnung i st er,schöpft. 

Die n ä c h s t e, Sitzung 'berufe ich für Frei­
tag, den 2 1 .  Jänner 1 972,  um 10 Uhr e-in. 
Diese Sitzung findet zur Abhaltung einer 
Fragestunde statt. Außerdem erfolgen allfäl­
lige in der Geschäftsordnung vorgesehene 
Verlautbarungen des Präsidenten. 

Schlußworte des Präsidenten 

Eins'atz wäre wahrscheinlich die Aufgabe, die 
uns gestellt war, in dieser Zeit nicht zu erfül­
len gewesen . (Allgemeiner B eifall.) 

Ich möchte den Parlarrnentsstenographen, die 
oft unter etwas Lärm, wenn es im Hohen 
Haus laut geworden ist, ihre Arbeit zu ver­
richten haUen, für ihre Tätigkeit danken. Ich 
möchte den Damen und Herren der Presse, 
des Rund'funks und des Fernsehens, die sidJ. 
in dieser Zeit hemüht haben, die Arbe'it und 
das WiI1ken des Parlaments beziehungsweise 
der Abgeordneten der breiten Offentlichkeit 
kundzutun, ebenso herzlich danken. (Allge­
meiner Beifall.) 

Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, sowie allen b i,sher Genannten wünsche ich 
erholsame, frohe Feiertage im Kreise Ihrer 
Familien und Glück und Erfolg im Jahre 1 972. 

Idl darf nun von hier aus, wenn Sie 'ge­
statten, audJ. in Ihrem Namen, der österreichi­
schen Bevölkerung, für die wir ja hier tätig 

Präsident: Meine sehr geehrten D amen und sind, frohe Feiertage wünschen . Viel Glück 

H en l E · 1 Id ' 'eh «'laub möge dieser Bevölkerung auch im Jahr 1972 
err ine ange un , Wle 1 ::J e, 

beschieden sein. schwere Sitzungsperiode in diesßlIl Hohen 
H aus ist zu Ende. Dazu kommen noch die Ich hoffe. daß das Jahr 1972 für alle ein 
Wochen der Ausschuß,beratungen, die es erst erfolgreiches Jahr sein werde, daß die­
ermöglicht haben, die notwendigen Gesetze ses Jahr für Osterreich und seine Bewohner 
zu beschließen. . eine friedliche Weiterentwicklung bringen 

werde. Diesen Wunsch möchte ich in dieser Erst durch Ihre expeditive Apbeit haben Sie 
es ermöglicht, daß der Nation alrat die Be- Stunde zum Ausdruck gebracht haben. 

schlüsse rechtzeitig f a ssen konnte. Somit ist die Sitzung g e s c h l o s  s e n . 

Ich möchte allen, die sich trotz aller gegen- Un ter dem B eiiall des Hauses begeben sich 
sätzlichen Auffassungen, die ja in den Debat- die Klub obmänner G r a t  z, Dr . K o r e n un d 
ten zum Ausdruck gekommen sind, um d,ie P e t  e r  zum Präsid enten un d er wi d ern im 
Erledigung bemüht haben, herzlich danken. Namen ihrer Klubs die Wünsche. 

Schlu.f3 der Sitzung : 17 Uhr 

österreichische Staatsdruckerei L61 47690 
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